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Der Ausschuss „Angestellte Ärztinnen und Ärz-
te“ bearbeitete das Thema „Private Investoren 
im Gesundheitswesen – Chancen nutzen, Ri-
siken minimieren“, das nach der Privatisierung 
vieler stationärer Einrichtungen durch expo-
nentiell zunehmende Beteiligung privater In-
vestoren und „Private Equity“-Gesellschaften 
auch im ambulanten Sektor hohe Dringlichkeit 
erlangt hat.

In der Vorbereitung hatten sich drei Teilaspekte 
für Verbesserungsansätze herauskristallisiert:

	» Arzt als freier Beruf (Professionsansatz)

	» Rahmenbedingungen der Daseinsvorsorge

	» Trägerstruktur

Aus der Diskussion entstanden sechs Entschlie-
ßungsanträge: Zum Professionsansatz schlägt 
der Ausschuss die Etablierung einer Institution 
unter Beteiligung der Ärztekammern vor, die 
der Marktlogik der Kommerzialisierung eine 
ethische Bewertung und Einhegung entge-
gensetzen soll.

Die bisherigen Bemühungen konnten bekannt-
lich nicht verhindern, dass die Ärztinnen und 
Ärzte zwischen zwei „rivalisierenden Zentral
werten“ – „bestmögliche Versorgung des indi-
viduellen Patienten“ vs. „Begrenzung der dafür 
zur Verfügung gestellten gesellschaftlichen 
Ressourcen“ zunehmend zerrieben und aus-
gebrannt werden. Die Workshop-Teilnehmer 
stellten fest, dass diese Diskussion auch die 
Themen Priorisierung und Rationierung ein

beziehen müsse, die auf gesamtgesellschaft-
licher Ebene behandelt werden müssen.

Zu den Rahmenbedingungen wurden vier An-
träge verfasst, mit denen allfällige Interessens-
konflikte ebenso wie Mittelabflüsse aus dem 
Gesundheitssystem transparent gemacht, Ge-
winne aus Solidarbeiträgen begrenzt und der 
inländischen Steuerpflicht zugeführt werden 
sollen.

Zur Trägerstruktur zeigte sich in der Diskussi-
on, dass kleinteilige Regelungen hier leicht zu 
unterlaufen sein dürften. Daher beschränkten 
wir uns darauf, eine regionale und fachliche 
Bindung von MVZ zu fordern.

Nach ausführlicher Diskussion wurden zwei 
Anträge angenommen und vier zur weiteren 
Beratung an den Vorstand überwiesen.
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Dr. Michael Bayeff-Filloff als Ärztlicher Landes-
beauftragter Rettungsdienst Bayern legte mit 
seinem interessanten und detaillierten Impuls-
vortrag zur Notfallversorgung in und außerhalb 
einer Pandemie die Basis für die nachfolgende 
Diskussion. Er wies auf die unterschiedlichen 
Rahmenbedingungen während der ersten zur 
vierten Welle der COVID-19-Pandemie hin.

Aus Sicht eines niedergelassenen Arztes schil-
derte und beleuchtete Dr. Michael Rosenberger 
folgende Teilaspekte: Es kam zu einer Verdichtung 
in den Praxen, „da leichter Erkrankte kaum mehr 
erschienen, dafür waren mehr schwerer erkrank-
te Patienten zu versorgen. Da sich die Patienten 

nicht mehr in die Praxen trauten, kam es in der 
Folge zur Zunahme von Hausbesuchen“.

Schließlich fand durch den Mangel an Schutz-
ausrüstung das Format der Videosprechstunde 
Einzug in den Alltag der Praxen. Das Resümee 
des Hausarztes hierzu war eindeutig: oft wäre 
hier auch ein Telefonat mit dem Patienten aus-
reichend gewesen.

Zu den Anforderungen an Krankenhäuser unter 
Pandemiebedingungen führte Gerhard Zipperlen 
(Stabstelle Medizin und Strategie, Klinikverbund 
Allgäu gGmbH) aus der Sicht eines Kranken-
hausarztes aus.

Führungsstrukturen in der Pandemie mussten 
kurzfristig eingerichtet werden. Anforderungen 
an die Organisation: Anpassung der Leitungs-
strukturen, Anpassung des Betriebs: Reduktion 
des „elektiven“ Programms sowie Besuchsverbote.

	» Regionale und überregionale Führungs-
strukturen in der Pandemie

	» Katastrophenalarm mit Einsetzung Füh-
rungsgruppe Katastrophenschutz (FüGK) 

	» Steuerung der Patientenströme

	» Koordination von Patientenverlegungen 
überregional

	» Überwachung der Versorgungskapazität 

Als Fazit seines Berichts fasste Gerhard Zipperlen 
folgende, aus seiner Sicht offene, nicht gelöste 
Themenbereiche zusammen. Die FüGK ist bisher 
und weiterhin ohne medizinische Kompetenz 
ausgestattet. Die geschaffenen Koordinierungs-
strukturen sollten auch ohne Ausrufung eines 
Katastrophenfalls etabliert bleiben und ausge-
baut werden; eine enge Verzahnung mit dem 
ambulanten Bereich ist sehr wünschenswert.

Aus der lebhaften Diskussion zu den Themen 
Notfallstandorte, einer Umfrage zur Attrakti-
vität und Situation des Notarztdienstes sowie 
zum Pilotprojekt am Standort Straubing zur 
Einführung des Telenotarztes, entstanden drei 
Entschließungsanträge. Der stellvertretende Vor-
sitzende, Dr. Karl Amann, dankte allen Teilneh-
menden, den Referenten für ihre eindrücklichen 
Vorträge und Doris M. Wagner, DESA, für ihre 
gelungene Moderation. 
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